Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 2523 


05 . 09 . 74 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Gruhl, Volmer, Biechele, Ey, Dr. Prassler, Dr. Stavenhagen, 
Susset, Tlllmann und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Umweitaufklärung 


Die Haushaltsmittel für Umweltaufklärung sind seit 1971 weit 
überdurchschnittlich gewachsen, der wichtigste Einzelansatz 
beim Bundesminister des Innern wuchs von 350 000 DM (1971) 
auf 1,3 Mio DM zuzüglich 2 Mio DM Verpflichtungsermächti- 
gung (1974) auf das Vierfache. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Umweltprogramm von 1971 
umfangreiche Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit zu Gunsten 
des Umweltschutzes angekündigt. 

Bis heute ist die Bundesregierung aber nicht über Einzelaktio- 
nen hinaus gediehen. Ein systematisch auf gebautes Konzept 
für die Umweltaufklärung gibt es nicht. 

Nach dem Gesetz über das Umweltbundesamt und dem Haus- 
haltsgesetz gehört die Umweltaufklärung zu den Aufgaben des 
Umweltbundesamtes. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß die Bundesregierung das Deutsche Rote 
Kreuz, die großen Umweltorganisationen und Bürgerinitia- 
tiven und die Gemeinden zwar aufgefordert hat, am „Tag 
der Umwelt" 1974 durch eigene Aktionen das Verständnis 
in der Bevölkerung über einen aktiven Umweltschutz für 
uns alle aufzuklären, daß die Bundesregierung aber diese 
Organisationen mit der Begründung im wesentlichen ohne 
finanzielle Unterstützung und ohne Informations- und Auf- 
klärungsmaterial ließ, es stünden dazu - zu Beginn des 
Haushaltsjahres - keine Mittel mehr zur Verfügung? 

2. a) Aus welchem Titel wurde die etwa zur gleichen Zeit in 

Millionenauflage erschienene „Umweltzeitung Nr. 1" des 
Bundesministeriums des Innern be^zahlt? Wie groß war 
die Gesamtauflage, und was wurde dafür ausgegeben? 

b) Worauf stützt der verantwortliche Minister die Begrün- 
dung, bei dieser „Umweltzeitung Nr. 1" handele es sich 
um Aufklärung der Bevölkerung über Fragen des Um- 
weltschutzes? 
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c) Wie war die Reaktion der als Verteiler in Anspruch ge- 
nommenen Stellen und der Empfänger auf die „Umwelt- 
zeitung Nr. 1"? 

d) Ist der jetzige Bundesminister des Innern noch bereit, 
sich mit dem Inhalt und der Darstellungsart dieses Druck- 
erzeugnisses zu identifizieren und beabsichtigt er, wei- 
tere Ausgaben herauszubringen? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, die Bewirtschaftung der 
Haushaltsmittel für Umweltaufklärung dem Umweltbun- 
desamt entsprechend seinem gesetzlichen Auftrag zu über- 
tragen, um die Gefahr zu vermindern, daß Steuergelder, die 
der Aufklärung der Bevölkerung über Fragen des Umwelt- 
schutzes dienen sollten, für Propaganda-Aktionen des Mini- 
steriums in Anspruch genommen werden? 

4. Hat die Bundesregierung konkrete, über die allgemeinen 
Ansätze ihres Umweltprogramms hinausgehende Vorstel- 
lungen, wie das Umweltbewußtsein der Bevölkerung ver- 
tieft werden kann und muß? Wann wird sie diese Vorstel- 
lungen dem Deutschen Bundestag darlegen? 

5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Öffentlich- 
keitsarbeit auf dem Umweltgebiet vor allem darauf abzie- 
len muß, dem einzelnen Bürger 

— ein realistisches Bild der drohenden Gefahren zu vermit- 
teln, 

— die Wege zu zeigen, wie diesen Gefahren begegnet wer- 
den kann, 

— bewußt zu machen, daß ohne die Unterstützung der Mas- 
se unserer Mitbürger die großen und vielfältigen Auf- 
gaben des Umweltschutzes nicht gelöst werden können, 
von der sparsamen Verwendung der Energie über die 
Wiederverwendung von Rohstoffen wie Papier und 
Schrott bis zur Selbstdisziplin bei der Belastung von 
Wasser, Landschaft und Luft, 

— eine realistische Vorstellung von den Kostenanteilen 
zu vermitteln, den die Allgemeinheit und jeder einzelne 
von uns für mehr Lebensqualität und eine bessere Um- 
welt bezahlen muß? 

6. Ist die Bundesregierung bereit, bei den Bemühungen mit 
der besseren Umwelt Selbsthilfe-Einrichtungen und Bürger- 
vereinigungen zu fördern, auch wenn diese einzelne Posi- 
tionen und Leistungen der Umweltschutzpolitik in der Bun- 
desrepublik Deutschland kritisieren? 


Bonn, den 5. September 1974 
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